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Graudenz, Sonnabend, den 24. Juli. 1915. 


Inhalts-berzeichnis. Vertretungen des Handwerks, die Kammern, 11 
8 0 3 55 : ſi on lange bemüht, die Handwerker auf genoſſen⸗ 
ang zwecks Bildung von Genoſſenſchaften. e ale zuſammenzuſchließen, aber ihr 
— Genoſſenſchaftsgründungen in Thorn. — Kriegsinvaliden⸗ Mahnruf ſei lange ungehört verhallt. Es ſei auch 

f fürforge. — Bekanntmachung. zwar hin und wieder dem einzelnen Handwerker ge- 
58D ͤ —— —̃ʃ —ęgt —2, lungen, öffentliche Lieferungen zu erhalten gien m 


gemeinen ſeien die Behörden abgeneigt, dem einzelnen 

Handwerkerverſammlung Meiſter Arbeiten zu übertragen. In der letzten DVer- 

zwecks Bildung von Genoſſenſchaſten am 15. 7. 15. ſammlung ſei vielfach darauf hingewieſen worden, daß, 
auf der Geſchäftsſtelle der Handwerkskammer. bevor man zur Bildung von Genoſſenſchaften ſchreite, 


4 a 40 5 das Submiſſionsunweſen bekämpft werden müſſe Es 

2 Der Herr Vorſitzende eröffnete die Sitzung um ſei ſicher und könne an Beiſpielen erwieſen werden, 
5,20 Uhr mit einer Begrüßung der erſchienenen Herren, daß gerade die Genoſſenſchaft erfolgreich gegen das 
insbeſondere des Herrn Direktors Prollius vom Nord⸗ Submiſſionsweſen vorgehen könne. Wenn die Ge- 
aſtdeutſchen Genoſſenſchaftsverband zu Königsberg 1. Pr. noſſenſchaft eine geeignete Beſchwerde an maßgebender 
Er weiſt kurz auf den Zweck der Versammlung hin, Stelle anbringe, ſo ſei das doch zweifellos von größerer 
und erteilt ſodann Herrn Direktor Prollius das Wort Wirkung, als wenn der einzelne das tue. Die Hand- 
zu einem längeren Vortrage über die Genoſſenſckafts- werkskammern hätten ſchon ſeit langem danach geſtrebt, 
frage. das Handwerk an den öffentlichen Lieferungen ins⸗ 
Herr Prollius geht von dem Beſchluß der letzten b beſondere für das Heer zu beteiligen, und erkannt, 
Verſammlung aus, die Bildung von Genofjenjchaften | daß hierzu ein Zuſammenſchluß der Handwerker zu 
in die Wege zu leiten. Das Genoſſenſchaftsweſen | feften Vereinigungen unbedingt notwendig ſei. Die 
habe in Deutſchland eine gewaltige Ausdehnung ge⸗ | Art der Vereinigung ſei nun verſchieden. Sehr viel 
nommen; es gäbe z. 3. an 24000 Genoſſenſchaften.] und oft höre man vom freien Lieferungsverband ſprechen. 
Die Handwerkervereinigungen ſeien unter ihnen jüngiten | Mit dieſem Begriffe des freien Lieferungsverbandes 
Alters. Es beſtänden wohl 1000 Handmerkergenofjen= | werde beinahe Unfug getrieben Ein ſolcher Verband 
ſchaften. Im allgemeinen habe ſich das Handwerk | auf Grund des Bürgerlichen Geſetzbuches komme feiner 
bisher der Genoſſenſchaftsbildung wenig geneigt ge⸗ | ganzen Form nach nur für einmalige Arbeiten in Frage. 
zeigt, das liege zum Teil an dem konfervativen Geiſt | Es ſei doch aber das Beſtreben des Handwerks, dauernd 
der Handwerker, der ſie am Alten feſthalten laſſe, und | an den öffentlichen Lieferungen teilzunehmen. Zur 
vor Neuerungen zurückſchrecke, zum Teil daran, daß | Erreichung dieſes Zieles ſei nur die Genoſſenſchaft ge⸗ 
der wirtſchaftliche Wettkampf nicht ſo ſcharfe Formen eignet. Mehrere lokale Genoſſenſchaften könnten ſich 
annahm, daß er zum Zuſammenſchluß gebieteriſch zwang.] dann ſehr wohl weiterhin zu einem Lieferungsverband 
Folgerichtig hätten ſich zunächſt überall da Hand- | zuſammentun. Durch eine ſolche Organiſation des 
werkergenoſſenſchaften gebildet, wo die Not es erheijchte, | Handwerks würde man es erreichen, daß Behörden 
und zwar im Weſten mit ſeinem ſcharfen Konkurrenz- und Prinate das Handwerk in Anfpruch nehmen und 
kampf. Die Handwerkergenoſſenſchaften hätten fich | ihre großen Aufträge ihm übertragen werden. Man 
zunächſt mit der Beſchaffung von Rohſtoffen befaßt | habe es an Vorſtellungen an geeigneten Stellen nicht 
und wären dann allmählich auch zur gemeinſchaftlichen fehlen laſſen; es ſei erwidert worden, daß zunächſt 
Uebernahme von Arbeiten übergegangen. Die berufenen | die Handwerker paſſende Formen der Vereinigung zu 
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einem feſten Gebilde finden müßten. Man wolle nicht 
mit dem einzelnen verhandeln, weil das naturgemäß 
beſondere Schwierigkeiten machen würde. Viel einfacher 
und bequemer jei es für den Arbeitgeber, einen Auf- 
trag in Bauſch und Bogen einem Arbeitnehmer zu 
übertragen, als den Auftrag zu zerſtückeln und durch 
Verhandeln mit einigen Dutzend kleinen Unternehmern 
fi) unnötige Schwierigkeiten zu machen. Man müſſe 
eben den Behörden dieſelben Erleichterungen bieten, 
wie ſie ihm das Großunternehmertum biete, indem 
man nämlich ſelber in der Form der Genoſſenſchaft 
als Großunternehmer auftrete. Es ſei auch ſchon von 
Seiten des Miniſteriums durch wiederholte Erlaſſe 
darauf hingewieſen worden, daß überall, wo hand— 
werkerliche Genoſſenſchaften beſtänden, dieſe in erſter 
Linie zu berückſichtigen ſeien. Zwar hätten die unter- 
geordneten Behörden dieſen Erlaß nicht immer beachtet, 
aber er ſei für die Handwerker ein Mahnruf geweſen, 
Genoſſenſchaften zu gründen. Jetzt ſei ein Zeitpunkt 
gekommen an dem man mit verſtärkter Macht den 
Handwerkern zurufen müſſe: gründet Genoſſenſchaften! 
Redner wendet ſich dem Wiederaufbau Oſtpreußens 
zu und ſagt, die Arbeiten in Oſtpreußen ſeien ſo 
umfangreich, daß das Handwerk Oſtpreußens unmöglich 
zur Bewältigung ausreiche. Die Regierung in Dit- 
preußen begünſtige bei Vergebung der Arbeiten außer— 
ordentlich das Handwerk. Die Bauberatungsämter 
ſeien angewieſen worden in erſter Linie die Hand— 
werkergenoſſenſchaften zu berückſichtigen. Aber nicht 
nur die am Aufbau Oſtpreußens beteiligten Gewerbe, 
auch die Bekleidungsgewerbe ſeien genötigt Genoſſen— 
ſchaften zu gründen. Redner führt einen Fall an, 
in dem in Königsberg die Militärverwaltung von den 
Schuhmachern die Bildung einer Genoſſenſchaft ver— 
langt habe, bevor ſie ihnen Arbeiten übertrug. Als 
die Schuhmacher dies ablehnten, habe die Verwaltung 
wider Erwarten mit den einzelnen Innungen verhandelt. 
Auch das Schneidergewerbe werde zur Zeit außerordentlich 
in Anſpruch genommen. Am brennendſten ſei die Frage des 
Zuſammenſchlußes zu Genoſſenſchaftten im Baugewerbe. 
Redner kommt nun auf die Aufgaben der Genoſſen— 
ſchaft zu ſprechen. Als ſolche ſeien nicht nur anzuſehen 
die gemeinſchaftliche Uebernahme von Arbeiten, ſondern 
auch der gemeinſchaftliche Einkauf von Rohmaterialien, 
damit das Handwerk unabhängig vom Zwiſchenhändler 
werde und auch die Arbeiten in die Hände bekomme, 
die einen großen Verdienſt abwerfen. Die Zahl der 
Genoſſenſchafter — nach dem Geſetz mindeſtens 7 — 
ſei möglichſt hoch anzuſtreben. Es dürfe das nur 
nicht ſo weit gehen, daß die Ueberſichtlichkeit und die 
Verbindung der einzelnen Mitglieder untereinander 
verloren ginge. Ferner ſei danach zu trachten, un⸗ 
geeignete Elemente möglichſt auszuſchließen. Beſſer⸗ 
wiſſer, Querköpfe, Nörgler gehörten nicht in die Ge— 
noſſenſchaft. Redner zeigt an einem Beiſpiele, wie 
eine Genoſſenſchaft bei Uebernahme und Ausführung 
eines Auftrages verfahren müſſe. Er betont, daß der 
einzelne in ſeinen Privatgeſchäften durch die Genoſſen— 
ſchaft in keiner Weiſe beſchränkt werde. Er behalte 
und bediene ſeine alte Kundſchaft ſo, als ob er mit 
der Genoſſenſchaft nichts zu tun hätte. Zweck und 
Ziel der Genoſſenſchaft ſei nur, ihm die Uebernahme 
von größeren Aufträgen und den billigen Einkauf 
von Rohmaterialien möglich zu machen. Redner geht 
auf die einzelnen Arten der Vereinigung ein und hält 
die e. G. m. b. H. für die für das Handwerk einzig 
geeignete Form des Zuſammenſchluſſes. Redner zeigt 
den Unterſchied zwiſchen den einzelnen Vereinigungs— 
formen, insbeſondere zwiſchen der e. G. m. b. H. lein⸗ 
getragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht) 
und der e. G. m. u. H. (eingetragene Genoſſenſchaft 


mit unbeſchränkter Haftpflicht) und der mit unbe⸗ 
ſchränkter Nachſchußpflicht. Die Vorzüge der e. G. m. b. H. 
ſeien in die Augen fallend. Auf Erſuchen des Vor- 
ſizenden nimmt Herr Prollius nochmals Gelegenheit, 
die Kreditfrage der Genoſſenſchaft anzuſchneiden. Der 
Staat habe in der preußiſchen Zentralgenoſſenſchafts⸗ 
kaſſe in Berlin eine Einrichtung geſchaffen, deren 
Aufgabe es ſei, die Genoſſenſchaften zu finanzieren. 
Die einzelnen Genoſſenſchaften ſeien an Verbands- 
kaſſen angeſchloſſen, die den Verkehr mit der Zentral— 
kaſſe vermittelen. Eine geeignete Sicherheit habe man 
in den Haftſummen der einzelnen Mitglieder gefunden. 
Bei der Reichsbank und bei den Großbanken könne 
man mit dieſer Sicherheit nichts anfangen. Deshalb 
ſei gerade die Zentralgenoſſenſchaftskaſſe ins Leben 
gerufen worden. Ein zweiter gangbarer Weg, Geld 
zu beſchaffen, ſei die Verpfändung bezw. Ahtretung der 
Forderungen, die die Genoſſenfchaft gegen den Arbeit— 
geber erwerbe. Gerade dieſer Weg habe ſich als ſehr 
geeignet und beliebt erwieſen. 

An den ſehr verſtändlichen und klaren Vortrag 
des Herrn Prollius knüpft ſich eine Ausſprache, die vor- 
nehmlich die Einrichtung und Leitung der Genoſſenſchaft 
zum Gegenſtand hat. Herr Prollius macht noch einige 
intereſſante ſtatiſtiſche Angaben über die Handwerker— 
genoſſenſchaften in Deutſchland. Danach gibt es im 
ganzen ungefähr 1000 Genoſſenſchaften im deutſchen 
Handwerk, die zum weit aus größten Teil mit Gewinn 
gearbeitet haben. Unter 56 Bäckergenoſſenſchaften iſt 
nur eine, die mit einem Verluſt von 5 Mark im 
letzten Geſchäftsjahr gearbeitet hat. Die übrigen 55 
haben zum Teil recht beträchtliche Gewinne aufzuweiſen. 

Als der Vorſitzende die anweſenden Tiſchlermeiſter 
anfragt, wie fie ſich zur Gründung der Genoſſen— 
ſchaft ſtellen, zeigt ſich leider, daß das Graudenzer 
Tiſchlergewerbe noch immer nicht den Ernſt und die 
Bedeutung der Zeit erkannt habe. Herr Miraß 
erklärt, daß er zwar die Herren eingeladen habe, daß 
aber das Ergebnis kläglich ſei. 


Wem nicht zu raten iſt, dem iſt nicht zu helfen. 


Es ſind aber einige Herren aus Marienwerder er— 
ſchienen, die mit den Graudenzer Fachgenoſſen zu— 


ſammen gehen wollen. Von den Schloſſermeiſtern 
find 14 Herren aus Graudenz und Städten der Um— 
gegend bereit, eine Genoſſenſchaft zu gründen. Der 
Gründungsakt ſoll in der nächſten Sitzung vorgenommen 
werden. Als erfreuliches Zeichen betrachten wir aber, 
daß mehrere andere Gewerbe in der Verſammlung 
vertreten waren, z. B waren mehrere Herren aus dem 
Väckergewerbe erſchienen. 


Genoſſenſchaftsgründungen in Thorn. 


Am Freitag, den 16. nahm Herr Verbandsdirektor 
Prollius aus Königsberg, der Vorſitzende und der 
Syndikus i. V. der Kammer an Sitzungen der Schloſſer, 
Maler und Tiſchler in Thorn teil, in welchem Gegen⸗ 
ſtand der Tagesordnung die Gründung von Genoſſen— 
ſchaften war. Es läßt ſich nicht leugnen, daß die 
Thorner Handwerker mehr Verſtändnis für die Sache, 
insbeſondere mehr Regſamkeit und Unternehmungs⸗ 
luſt zeigen als die Graudenzer Die genannten Hand- 
werkergruppen gründeten 3 Einkaufs- und Lieferungs⸗ 
Genoſſenſchaften mit dem Sitz in Thorn. Als Ge- 
ſchäftsanteile wurden im Statut je 500 Mark feſt⸗ 
geſetzt. Wir hoffen zuverſichtlich, daß die Graudenzer 
Handwerker nun nicht mehr zögern werden, dem Bei⸗ 
ſpiele Thorns zu folgen. In Flatow wird voraus- 


ſichtlich am Freitag, den 23. in der Sitzung der Tiſchler⸗ 
innung, an der der Vorſitzende der Kammer teilnehmen 
wird, eine Genoſſenſchaft zuſtande kommen. 


Wenn 
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irgendwo ſich Neigung zur Bildung einer Genoſſen⸗ 
ſchaft zeigt, erbittet die Geſchäftsſtelle der Kammer 
nähere Mitteilung. 


Rrieasinvalidenfürforge. 


Um den Zuſammenhang zwiſchen den einzelnen 
Organiſationen herzuſtellen, welche ſich in Verfolg 
meiner, des mitunterzeichneten Miniſters des Innern, 
Erlaſſe vom 30. Januar und 5. März d. J. (Ile 128 
und 501) in der Preußiſchen Monarchie zum Zwecke 
der Uebernahme der Kriegsinvalidenfürſorge gebildet 
haben, und um mit den durch die Verſchiedenheit 
dieſer Organiſatiouen bedingten Maßgaben doch für 
ein möglichſt einheitliches Vorgehen in allen Landes- 
teilen zu ſorgen, auch um die an einer Stelle bereits 
getroffenen Einrichtungen und gewonnenen Erfahrungen 
für andere Stellen nutzbar zu geſtalten, haben wir im 
nachfolgenden eine Darſtellung der bisherigen Entwick— 
lung auf dieſem Gebiet und eine Zuſammenſtellung 
der für die Arbeit der Organiſationen in Betracht 
kommenden Grundſätze und Richtlinien gegeben, die 
wir zur Benutzung und zur Weiterleitung an die be— 
teiligten Stellen ergebenſt 13 


Im Intereſſe einer erfolgreichen Arbeit auf dem 
Gebiete der Fürſorge für die Kriegsinvaliden erſcheint 
in räumlich nicht zu groß gewählten Bezirken eine 
dauernde Zuſammenfaſſung aller ſtaatlichen und freien 
Kräfte erwünſcht, die für die Löſung der Aufgabe in 
Betracht kommen und ſich zur Mitarbeit zur Verfügung 
ſtellen. Als Bezirk empfiehlt ſich die Provinz. 

Den in den einzelnen Provinzen bisher entſtandenen 
Organiſationen iſt gemeinfam, daß fie unter dem 
führenden Einfluß der erſten ſtaatlichen und kommunalen 
Beamten ſtehen. Sowohl dort, wo die Fürſorge für 
die Kriegsinvaliden auf den Provinzialverband als 
ſolchen übernommen iſt, was außer in der Provinz 
Brandenburg bisher in den Provinzen Weſtpreußen, 
Schleswig⸗Holſtein und der Rheinprovinz der Fall iſt, 
als auch anderorts, wo ſich eine freiere Organiſation 
gebildet hat, iſt außerdem entſcheidender Wert darauf 
zu legen, daß auch andere Behörden, Vereine, Verbände 
zur gemeinſamen Arbeit herangezogen werden. 

Unter den zur Mitwirkung berufenen Behörden 
ſeien hier vor allem die Generalkommandos genannt, 
die durch meinen, des Kriegsminiſters, Erlaß vom 11. 
März d. J. (946. 3. 15 C 3) erſucht worden find, 
dieſe Angelegenheit mit allen ihnen zu Gebote ſtehenden 
Mitteln zu fördern. Die Generalkommandos werden 
dadurch, daß ſie fortlaufend über die getroffenen Maß⸗ 
nahmen und über ihre Erfolge unterrichtet werden, in 
die Lage verſetzt, die Chefärzte der Lazarette, die Er— 
ſatztruppenteile und die Bezirkskommandos mit den 
notwendigen Weiſungen für ihre Mitwirkung zu ver- 
ſehen. Wir legen ferner Wert darauf, daß die Regierungs⸗ 
präſidenten ſich mit der Tätigkeit der Fürſorgeausſchüſſe 
in dauernder Fühlung halten. 

Reben die Behörden treten als notwendige Teil- 
nehmer an der Fürſorgearbeit die geſetzlichen Ver⸗ 
tretungen von Handel, Induſtrie, Handwerk und Land— 
wirtſchaft, die Organe der Arbeiter- und Angeſtellten⸗ 
verſicherung ſowie der nicht gewerbsmäßigen Arbeits- 
vermittlung. 
kammer) ſind zur Mitarbeit berufen. 

Auf die ſo gekennzeichneten Vorausſetzungen 
einer wirkſamen Organiſation iſt in der Provinz 
Brandenburg Rückſicht genommen, wo zur Unterſtützung 


und Beratung des Landesdirektors ein Beirat (Branden- | 
burger Landesbeirat für Kriegsb eſchädigtenfürſorge) 


berufen wird, dem nach Bedarf Vertreter aus den ge⸗ 


Auch Vertreter der Arzteſchaft (Arzte⸗ 


nannten Kreiſen angehören ſollen. In der Rhein- 
provinz tritt dem Landeshauptmann ein entſprechend 
zuſammengeſetzter Tätigkeitsausſchuß zur Seite. In 
Weſtfalen, wo abweichend von den beiden vorgenannten 
Provinzen die Fürſorge auf den Provinzialverband 
als ſolchen noch nicht übernommen iſt, ruht die Tätig⸗ 
keit bei dem Außſchus für die Kriegsbeſchädigten⸗ 
fürſorge in der Provinz Weſtfalen, der bei ähnlicher 
Zuſammenſetzung unter der Leitung des Landeshaupt⸗ 
mannes ſteht. 

Für die Frage, wie der zur Uebernahme der Arbeit 
auf dieſem Gebiete berufene Ausſchuß zuſammengeſetzt 
ſein ſoll, iſt alſo der Umſtand, ob die Fürſorge eine 
ordnungsmäßig übernommene Aufgabe des Provinzial⸗ 
verbandes iſt oder nicht, nicht von entſcheidender Be- 
deutung. Leitender Geſichtspunkt iſt überall, daß alle 
Kräfte, die ſich in nachhaltiger Weiſe mit der Fürſorge 
befaſſen, ſich ohne Rückſicht auf Konfeſſion oder 
Parteizugehörigkeit zu einer möglichſt wertvollen Arbeit 
in dem Ausſchuß zuſammenfinden und daß Zerſplitte— 
rungen vermieden werden. Im einzelnen iſt noch 
folgendes zu bemerken: 

Sehr wertvoll wird überall die Mitwirkung der 
Organe der freiwilligen Krankenpflege, insbeſondere 
des Roten Kreuzes, fein. Von hier aus wird zwar 
Fühlung mit den zentralen Organiſationen der frei⸗ 
willigen Krankenpflege gehalten, es liegt indes im 


arbeit an derjenigen Stelle einſetzt, auf welche dezen⸗ 
traliſiert iſt. Dementſprechend wird die Mitarbeit der 
Zweigſtellen dieſer Organiſationen zunächſt in den 
einzelnen Fürſorgebezirken ſicherzuſtellen ſein. 

Auch inſoweit, als noch eine Reihe weiterer 
Organiſationen ſich mit der Invalidenfürſorge befaßt, 
muß es Aufgabe der Fürſorgeausſchüſſe ſein, deren 
Zweigſtellen zur Mitarbeit heranzuziehen. Von hier 
aus wird ſtets darauf hingewieſen werden, daß die 
eigentliche Fürforgearbeit 
leiſten iſt. 

Von beſonderer Bedeutung erſcheint die Zuziehung 
der Arbeitgeber, Angeſtellten und Arbeiter. Die 
Arbeitgeber haben bereits, ſo z. B. durch den Beſchluß 
der Vereinigung deutſcher Arbeitgeberverbände, betreffend 
die Fürforge für verſtümmelte Kriegsinvaliden, ſowie 
durch die kürzlich bekanntgegebenen Kriegsleitſätze 
des Geſamtverbandes deutſcher Metallinduſtrieller, 
‚Ihre Bereitwilligkeit bekundet, die Kriegsinvaliden 
in weitgehendem Maße in ihre Betriebe wieder ein- 
zuſtellen. In dieſem Sinne zu wirken, wird eine be- 
deutſame und ſegensreiche Aufgabe namentlich der 
Vertreter der Arbeitgeber im Fürſorgeausſchuß ſein. 
Die Vertreter der Arbeitnehmer werden anderſeits das 
dem Ausſchuß gemeinſame Ziel in wertvoller Weiſe 
dadurch fördern können, daß ſie in den Kreiſen der 
Arbeiterſchaft die Erkenntnis verbreiten helfen, daß 
nach dem heutigen Stande der Wiſſenſchaft die Kriegs⸗ 
invaliden in weitem Maße wieder zu voll erwerbs⸗ 
fähigen Arbeitsgenoſſen hergeſtellt werden können und 
daß ſich daher, von allen anderen Erwägungen abge⸗ 
ſehen, unter dem Geſichtspunkte der Einwirkung auf 
die Lohnhöhe kein berechtigter Grund gegen ihre 
weitere wirtſchaftliche Beteiligung erheben läßt. Für 
alle am Wirtſchaftsleben unmittelbar Beteiligten, Arbeit⸗ 
geber, Angeſtellte und Arbeiter, bietet ſich in der Für⸗ 
ſorge für die Kriegsinvaliden ein Boden gemeinſchaft⸗ 
| licher Arbeit, auf dem fie ſich im Wirken für ein hohes 
moraliſches und vaterländiſches Ziel unbeeinflußt von 
f ſonſt beſtehenden Gegenſätzen zuſammenfinden können. 

Der örtliche Ausbau der Organiſation wird am 
zweckmäßigſten nach brandenburgiſchem Muſter in der 
Wieiſe erfolgen, daß die einzelnen Stadt⸗ und Land⸗ 


in der Provinzialinſtanz zu 


Weſen der Dezentraliſation, daß die zu leiſtende Mit- 
| 
| 
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kreiſe Unterausſchüſſe einſetzen, die in ſtändiger Fühlung 
mit der Provinzialinſtanz und mit der von dieſer für 
erforderlich erachteten Selbſtändigkeit oder Abhängig⸗ 
keit die lokale Fürſorgearbeit verrichten. Auch dieſe 
Unterausſchüſſe find zweckmäßig mit Beiräten aus⸗ 
zuſtatten, deren Zuſammenſetzung ſich unter Anlehnung 
an die für den provinziellen Beirat maßgebenden 
Grundſätze nach den örtlichen Verhältniſſen zu richten 
hat. Die Einſetzung von Unterausſchüſſen in einzelnen 
e Ortſchaften iſt dem Bedürfnis anzu⸗ 
paſſen. 


II. 

Für die Frage der Koſtentragung kommt in erſter 
Linie der Gefichtspunkt in Betracht, daß die Ver— 
ſorgung der Invaliden auch über die Heilbehandlung 
und die Rentenverſorgung hinaus als Sache des | 
Reiches angejprochen werden kann und daß das Reich 
auch grundſätzlich bereit iſt, nach ſeinen Kräften mitzu⸗ 
wirken. In welchem Maße dies der Fall ſein kann, | 
wird indes im nächſter Zeit noch nicht zu überſehen 
ſein. Das Einſetzen der Hilfsaktion kann bis zu dem 
Zeitpunkte der Entſcheidung hierüber keinesfalls hin⸗ 
ausgeſchoben werden. Darum iſt es mit Dank zu be⸗ 
grüßen, daß die Provinzialverbände mehrfach, wenn 
auch unter dem Vorbehalte der Koſtenerſtattung, die 
vorläufige Koſtenlaſt auf ſich genommen haben. Auch 
dort, wo die Provinzen nicht als ſolche Träger der 
Fürſorge ſind, werden ſie ſich bereitfinden laſſen, ihr 
ihre finanzielle Hilfe zur Verfügung zu ſtellen. In 
Weſtfalen iſt dies bereits geſchehen. Nicht nur durch 
Ueberweiſung von Barmitteln, ſondern auch durch 
Naturalleiſtungen mit Hilfe ihrer Einrichtungen und 
Anſtalten ſind die Provinzen zur Förderung der 
Fürſorge in der Lage. Neben dieſe Leiſtungen tritt 
die finanzielle Mithilfe der Verſicherungsträger. Außer- 
dem wird es möglich ſein, freiwillig finanzielle Kräfte 
für die gute Sache nutzbar zu machen. Bei der großen 
Opſerwilligkeit, die auf allen Gebieten der Kriegs- 
wohlfahrtspflege hervorgetreten iſt, und dem beſonderen 
Interejje, dem gerade die Invalidenfürſorge in den 
weiteſten Kreiſen begegnet, kann es nicht ſchwer fallen, 
ſo erhebliche Mittel dafür zuſammenzubringen, daß 
an die Finanzfrage irgendwie notwendige Maßnahmen 
niemals ſcheitern können. Welchen Umfang die Koſten 
annehmen werden, läßt ſich im voraus in keiner 
Weiſe beſtimmen. Es fehlt an Erfahrungen, die erſt 
geſammelt werden müſſen. Als finanziellen Grunde | 
ſtock werden wir vorausſichtlich ſchon in der nächſten 
Zeit in der Lage ſein, einen aus Reichsmitteln ſtam⸗ 
menden Betrag den einzelnen Provinzialorganiſationen 
zu überweiſen. ; 
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Es wird von feiten der Zentralinſtanz nicht be⸗ 
abſichtigt, die Tätigkeit in den Provinzen in Einzel⸗ 
heiten zu beeinflußen. Um die gemeinſchaftlichen Ge— 
ſichtspunkte, die bei Bearbeitung der Fürſorgeſachen 
in die Erſcheinung treten, an einem Punkte zuſammen⸗ | 
zufaſſen und um gegebenenfalls über die an anderen 
Orten geſammelten Erfahrungen ſachdienliche Auskunft 
geben zu können, iſt die Bildung einer freien Kom⸗ 
miſſion an zentraler Stelle unter Einbeziehung von 
Mitgliedern unſerer Miniſterien in Ausſicht genommen. 
Wir ſtellen anheim, dieſe Kommiſſion unter der äußeren 
Adreſſe des Miniſters des Innern in geeigneten 
Fällen in Anſpruch zu nehmen, auch behalten wir 
uns vor, durch Entſendung von Kommiffaren Fühlung 
mit den Fürſorgeorganiſationen zu halten. Weſent⸗ 
lich für deren Geſchäftsgang wird es ferner ſein, daß 
ſie miteinander — ſowohl mit den preußiſchen wie mit 
den Organiſationen der anderen Bundesſtaaten — 
unmittelbar in Verbindung treten. (Fortſetzung folgt). 


Ihe handwerk. 


Nr. 16. 


Bekanntmachung. 

Die Innungs⸗Vorſtände werden darauf aufmerk- 
ſam gemacht, daß gemäß § 26 Ziffer e der von Seiner 
Exzellenz dem Herrn Miniſter für Handel und Gewerbe 
unterm 14. Auguſt 1914 genehmigten Vorſchriften zur 


Regelung des Lehrlingsweſens in den Handwerks- 


betrieben des Regierungsbezirks Marienwerder alljährlich 
zum 1. Februar und zum 1. Auguſt dem Vorſtande der 
Handwerkskammer zur Eintragung in die Lehrlingsrolle 
a) ein Verzeichnis der in die Lehrlingsrolle der Innung 
im verflofſenen Halbjahre eingetragenen Lehrlinge, 

b) ein Verzeichnis der im verfloſſenen Halbjahre aus der 

Lehre ausgeſchiedenen Lehrlinge einzuſenden iſt. 

Falls weder Lehrlinge eingetragen noch Lehr⸗ 
linge ausgeſchrieben ſind, iſt jedesmal eine entſprechende 
Mitteilung zu machen. 

Die erforderlichen Formblätter zu dieſen Anzeigen 
können zum Preiſe von 5 Pfg. fürs Stück von der 
Handwerkskammer bezogen werden. 

Verſtäße gegen die vorfiehenden Beſtimmungen werden 
mit einer Geldstrafe bis zu 20 Mk. geahndet. 

Wir erſuchen daher die Innungsvorſtände, die 
am 1 Auguſt d. Is. fälligen Angaben pünktlich der 
Handwerkskammer einzuſenden, widrigenfalls die 
Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe veranlaßt werden müßte. 

Die Handwerkskammer zu Graudenz. 
Der Vorſitzende Emil Hache. 


Handwerker, 
erinnert Euch unferer Bitte auf Seite 59 in 
No. 14 des weltpr. Handwerks! Sammelt Gold- 
gelder! Ihr erweift damit dem Vaterlande einen 
Dienſt, für den es Cuck Dank wiſſen wird! 


Die Handwerkskammer in Ciegnitz macht uns das 
folgende freundliche Anerbieten. 

Wir empfehlen den Handwerkern Ihres Bezirks 
unſer Heim im Rieſengebirge. Verpflegungsſatz pro 
Tag mit Wohnung von 3,75 an, je nach Wahl der Zimmer. 


Wer Erholung im Rieſengebirge ſuchen will, 
wende ſich an die Geſchäftsſtelle der Handwerks⸗ 
kammer zu Lignitz. 
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